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17.11.2003 
Dem 

Haushaltsausschuss 
überwiesen 

 
Änderungsantrag  
der Fraktion der CDU 
zu dem Gesetzentwurf der Landesregierung für ein Gesetz über  
die Feststellung des Haushaltsplans des Landes Hessen für das  
Haushaltsjahr 2004 (Haushaltsgesetz 2004) 
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- Einzelplan 17 - 
 
 
D e r  L a n d t a g  w o l l e  b e s c h l i e ß e n :  
 
Zu Kapitel 17 04  Allgmeine Landesvermögensverwaltung 
   
Zu Titel 831 02  Erwerb einer Beteiligung an der Flughafen 

Frankfurt Hahn GmbH 
 
  Der Titel wird als Leertitel neu ausgebracht. 

 
Es werden folgende Verpflichtungsermächti- 
gungen veranschlagt: 
 
Haushaltsjahr                                          
 
2005                                     5.000.000 € 
2006                                     3.750.000 € 
2007                                     3.750.000 € 
2008 ff.                                7.500.000 € 
 
 
Erläuterung: 
 
Vorsorglich ausgebracht für den Fall, dass 
eine Beteiligung an der Flughafen Frankfurt 
Hahn GmbH erfolgen soll. 
 
 
Begründung: 
 
Die Länder Hessen und Rheinland-Pfalz 
haben sich darüber verständigt, sich an der 
Finanzierung der mittelfristig notwendigen 
Investitionen zur Weiterentwicklung der 
flugbetrieblichen Infrastruktur des 
Flughafens Frankfurt-Hahn mit Mitteln in 
Höhe von jeweils 20 Mio. € zu beteiligen. 
 
Alternativ zur bisher verfolgten Überlegung, 
diese Mittel als Zuschüsse zu leisten (vergl. 
entsprechenden Ansatz in 17 04 - 891 02) 
wird derzeit erwogen, die Mittel über eine 
Kapitalerhöhung unmittelbar in die 
Betreibergesellschaft Flughafen Frankfurt 
Hahn GmbH einzubringen. 
 
Nach diesen Überlegungen soll die 
Kapitalerhöhung in fünf Tranchen beginnend 
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ab 2005 erfolgen, wobei in 2005  25 % und 
in den Jahren 2006 bis 2009 jeweils 18,75 % 
einzuzahlen wären. 
 
Ob das Land Hessen im Falle einer 
Kapitalerhöhung GmbH-Anteile erwirbt oder 
sich als stiller Gesellschafter beteiligt, ist 
noch nicht abschließend entschieden. 

 
 
Wiesbaden, 14. November 2003 
 Der Fraktionsvorsitzende: 
 Dr. Franz Josef Jung (Rheingau) 
 
 


